An das 

Bezirksamt Hamburg Nord
Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung
Kümmellstraße 6
20249 Hamburg

Meine Stellungnahme gegen den B-Plan Groß Borstel 25: 
Sehr geehrte Damen und Herren,

ich bin durch den Bebauungsplan Groß Borstel 25 persönlich betroffen, weil.....
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Im Einzelnen bemängle ich folgende Punkte des Bebauungsplans: 

Verkehr

· Die Kreuzung Kellerbleek/Nedderfeld wird den Mehrverkehr durch das Wohngebiet Tarpenbek Greens und das neue Bauhaus nicht auffangen können.

· Die Verkehrsgutachter gehen davon aus, dass nur 50 Prozent der neuen Mitbewohner ihr Auto benutzen. Begründung: die angeblich gute Anbindung an Busse und Bahnen. Tatsächlich ist die Anbindung so schlecht, dass viel mehr Menschen ihr Auto benutzen Das Verkehrsgutachten geht von 750 Wohnungen aus. Möglich sind jedoch weit über 1.000 Wohnungen. So viel Verkehr kann nicht zu 80 % durch die Kreuzung Kellerbleek/Nedderfeld abfließen, wie im dem B-Plan zugrundeliegenden Verkehrsgutachten angenommen wird.
· Die durchschnittliche Zahl von zwei täglichen Fahrten pro Fahrzeug ist zu niedrig angesetzt. Neben den Arbeitswegen werden weitere Wege in der Freizeit mit dem Auto zurückgelegt. Insgesamt wird sich die Zahl der Fahrten um mehr als 2.000 steigen.

· Insgesamt schätzt das Verkehrsgutachten die Zahl der Fahrten, die durch die Bewohner des Neubaugebietes entstehen mit 3.100 pro Tag zu niedrig ein. Neben den ca. 4.700 Fahrten, die jetzt schon  zu erheblichen Staus und Belastungen führen, ist zu vermuten, dass noch einmal die gleiche Menge hinzukommt. 

· Der B-Plan geht von nur 20 % Fahrten durch die bestehenden Wohngebiete aus. Die Zahl beruht auf einer rein hypothetischen  Annahme, die nicht begründet worden ist. Die künftigen Bewohner werden nicht zur Arbeit und zurück fahren, sie werden in Groß Borstel mit dem Pkw einkaufen, Kinder zur Schule und zur Kita bringen etc. Also können doppelt so viele Autos aus dem Wohngebiet in die verkehrsberuhigten Wohngebiete abbiegen. 
· Das Gutachten zum Bauhausverkehr geht wegen der bestehenden hohen Verkehrsbelastung von Problemen in der Ausfahrt Alte Kollaustraße und Nedderfeld aus. Für Ausfahrt Kellerbleek berücksichtigte man nur 900 zusätzliche Fahrten aus Tarpenbek Greens und prognostizierte zusammen mit dem Bauhauskundenverkehr eine gerade ausreichenden Verkehrsfluss über die Kreuzung Kellerbleek/Nedderfeld. Tatsächlich wird der Anwohnerverkehrs aus Richtung Tarpenbek Greens viel höher liegen, nämlich bei  7.000 Fahrten (Argus). Hinzu kommt, dass neben den Kundenfahrzeugen auch der gesamte LKW-Lieferverkehr auch über den Kellerbleek abfahren muss.  Dauerstaus an der Kreuzung Kellerbleek/Nedderfeld sind vorprogrammiert.

· Die Verkehrsentwicklungen aus den beiden Bauvorhaben Neubau Bauhaus und Tarpenbek Greens wurden offensichtlich nie zusammen betrachtet und abgeglichen. Das ist jedoch dringend notwendig, um zu einer realistischen Abschätzung der Verkehrsmengenentwicklung zu gelangen. Beim Bauhaus geht man von 5.270 Fahrten täglich aus unter Berücksichtigung eines nicht näher begründeten Abzugs von 20 %. Fällt der weg, dann ist von 6.590 Fahrten auszugehen.
· Das neue Bauhaus hat eine verdoppelte Verkaufsfläche gegenüber dem Alten, 2,5-mal so viel Parkplätze, aber angeblich nur 44 % mehr Verkehr. Die Prognosen sind viel zu niedrig eingeschätzt. 
· Die Gutachtenfehler führen zu einer Fehleinschätzung der Verkehrsströme. Diese werden die angrenzenden Wohngebiete so stark belasten, dass Lokstedter Damm, Brückwiesenstraße, Brödermannsweg und Schrödersweg als Durchgangsstraßen genutzt werden. Das Baugebiet gefährdet die Verkehrsberuhigung.

· Der Bauverkehr wird nicht zwingend aus den Wohngebieten herausgehalten. Die Verkehrsführung über Kellerbleek/Nedderfeld ist nicht durch den B-Plan garantiert. Eine Sperrung der Wohngebiete für den Bauverkehr ist nicht vorgesehen. 
Wirtschaft

· Die Geschäfte in Groß Borstel werden wegen der schlechten Verkehrsanbindung kaum von den neuen Bewohnern profitieren. Es ist vielmehr damit zu rechnen, dass diese aufgrund der Insellage des Baugebiets mit dem Auto einkaufen fahren und die Einkaufszentren im Nedderfeld oder in Niendorf ansteuern.

Wohnen/Städtebau

· Das Wohnen im neuen Stadtteil Tarpenbek Greens wird laut und gesundheitsgefährdend.

· Der Lärm durch die Güterbahn überschreitet die Grenzwerte der Bundesimmissionsschutzgesetz um bis zu 19 dB(A) nachts, das ist mehr als eine Verdoppelung des Lärms, gefährdet die Gesundheit und kann nicht akzeptiert werden.

· Die Anwendung der sogenannten Hafencity-Verordnung und damit die Außerkraftsetzung des Bundesimmissionsschutzgesetzes sind nicht zulässig, weil die nach Bundesverwaltungsgericht notwendige besonders sorgfältige Abwägung der Nachteile (Umgebungslärm) nicht vorgenommen wurde.

· Wohngebiete in einer so stark lärmbelasteten Lage zu bauen, verstößt gegen die Umgebungslärmrichtlinie der Europäischen Union.

· Die Erschütterungen an einigen Stellen des Wohngebiets und der Kita erfordern aufwendige Gebäudelagerungen, wie sie die DIN 4150 vorsieht. Erschütterungen sind nachweislich gesundheitsgefährdend. Der vorgesehene  Verzicht verstößt gegen die Bauvorschriften. Die Verlagerung der Frage des Erschütterungsschutzes für die Kita in die Baugenehmigungsplanung verstößt gegen das im Baugesetzbuch geforderte Gebot der Öffentlichkeitsbeteiligung.

· Der B-Plan zeugt von städtebaulichen Mängeln. Der fünfstöckige Gebäuderiegel verschattet die eng angrenzenden Nachbargebäude und den neuen Fußweg am südlichen Ufer der Tarpenbek.

· Die Lärmschutzwand endet an der östlichen Grundstücksgrenze. Die in den Gebäuden an dieser Stelle nach Osten ausgerichteten Wohnräume sind nicht ausreichend gegen Lärm geschützt. 
Natur

· Das Kleingartengelände fällt komplett weg, der Anteil versiegelter Flächen steigt im Plangebiet von derzeit 2,7 auf 4,5 Hektar an. Das ist ein Zuwachs um zwei Drittel mit negativen Auswirkungen auf die Umwelt. Der im Bebauungsplan beschriebene Ausgleich – etwa durch begrünte Garagendächer – gleicht diesen Verlust nicht aus.
· Der B-Plan räumt ein, dass Amphibienlebensraum durch Wegfall von Gartenteichen nicht gleichartig kompensiert wird. 
· Die Begrünung von Dächern stellt laut B-Plan ein Ersatzhabitat für Insekten und Vögel dar. Es fehlt an einer Begründung, dass die Tiere diese Flächen tatsächlich als Lebensraum annehmen.

· Der B-Plan sieht vor, dass „vertragliche Regelungen getroffen“ werden, „die eine Betroffenheit artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände vermeiden“. Einzelvertragliche Regelungen sind vertraulich, die Öffentlichkeit wird bei diesem wesentlichen Punkt des Artenschutzes ausgeschlossen, obwohl eine Regelung im B-Plan hätte getroffen werden können. Einzelvertragliche Regelungen widersprechen dem Gebot der Öffentlichkeitsbeteiligung im B-Plan-Verfahren. 
· Mit der Bebauung der Kleingartenfläche werden laut B-Plan 131 geschützte Bäume gefällt. Schon heute ist die Luft in Hamburg stark durch Stickstoffdioxid und Feinstaub belastet. Das gilt laut B-Plan auch für Kollaustraße, Tarpenbekstraße und Nedderfeld. Dieser Eingriff ist nicht tolerabel.
· Frei- und Grünflächen haben eine wichtige Funktion zur Vermeidung sommerlicher Hitzeinseln vor allem in den dicht bebauten Stadtteilen. Diese Bedeutung nimmt durch den Klimawandel-bedingten Temperaturanstieg noch zu. Das Gelände des ehemaligen Güterbahnhofs Lokstedt und der angrenzdenden Gärten hatte bisher eine wichtige Entlastungsfunktion für die Umgebung, die jetzt durch die geplante Bebauung verloren geht.

· Kleingärten sind wichtige Naturerfahrungsräume. Es gibt zu wenige Möglichkeiten für Stadtbewohner (insbesondere für Kinder), sich mit Naturprozessen auseinanderzusetzen. 

· Die Kleingartenkolonie wird intensiv von Spaziergängern genutzt. Der Grünzug wird künftig unterbrochen. Das ist ein inakzeptabler Eingriff ins Naherholungsumfeld von Groß Borstel, Lokstedt und Eppendorf.

· Die Bebauung mit bis zu fünf Stockwerken (vier Etagen plus Staffelgeschoss) ist eine erhebliche optische Beeinträchtigung gegenüber dem heutigen Zustand. Der Erholungseffekt für Spaziergänger auf dem Tarpenbek-Wander​weg ist deutlich eingeschränkt – zumal das Baugebiet sechs Meter über dem Wanderweg liegt und zahlreiche Großbäume wegfallen. 

Kinder

· Das Argument, mehr Bewohner würden helfen, den Bestand von Schulen und Kinderbetreuungseinrichtungen in Groß Borstel zu sichern, ist haltlos. Die Carl-Götze-Schule wird ohnehin dreizügig, Sporthallenkapazitäten reichen heute schon nicht mehr aus, ebenso Kindertagesstätten-Plätze. 

· Durch den zunehmenden Verkehr (s.o.) steigt vielmehr die Unfallgefahr für Kinder, die Schulwege zu Fuß oder mit dem Fahrrad zurücklegen. 

· Die für das Baugebiet geplante neue Kindertagesstätte ist ungeeignet. Bahnlärm und Erschütterungen gefährden die Gesundheit der Kinder. Ferner besteht Unfallgefahr durch Gefahrguttransporte.

Soziales 

· Ca. 2000 neue Einwohner auf derzeit 8000 Bewohner bedeutet ein Plus von 25 Prozent. Dieser rapide Zuwachs wird den Stadtteil gravierend verändern.

· Die unattraktive Lage (Lärm, dichte Bauweise, schlechte Verkehrsanbindung und Wohnqualität, konterminierter Boden, verbaute Südseite, verschattete Wohnungen etc.) lässt befürchten, dass es zu Ghettoisierung und sozialen Segmentierung in Groß Borstel kommt.

Abwägung

· Ursprünglich wurde vom Grundstückseigentümer eine kleinere Lösung geplant: 220 bis 350 Wohnungen, eingebettet in viel Grün, Kleingärten bleiben erhalten. Diese Alternative ist nicht im B-Plan ausreichend geprüft worden, obwohl sie von einer sehr großen Zahl von Anwohnern in den Anhörungsverfahren gefordert wurde. 

· Die Prüfung einer zweiten Verkehrsanbindung ist unvollständig. Nicht geprüft wurde die Anbindung über Rosenbrook, über das Gewerbegebiet Alphapark oder mittels einer zweiten Unterführung zum Nedderfeld.
· Ich fordere eine Überarbeitung des Bebauungsplanes. 

· Ich bin für den Bau von maximal 350 Wohnungen.

Bitte schicken Sie mir eine Eingangsbestätigung dieses Schreibens.
Mit freundlichen Grüßen
……………………………….
…………………………………………..

Datum
Unterschrift

Name
……………….……………………………………………………..

Straße
……………….……………………………………………………..
Plz, Ort
……………….……………………………………………………..
